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Während diese Zeilen geschrieben 
werden, sterben täglich Ukrainer und 
Russen im Krieg. Soldaten, um die 
ihre Familien weinen, Zivilisten - Müt-
ter, Kinder, alte Männer und Frauen. 
Kann man da ruhig sein - kann man da 
schweigen?
Mit ihrem Angriff hat die russische Füh-
rung Leid über die Menschen in der 
Ukraine, aber auch über die Menschen 
in ihrem eigenen Land gebracht. Jeden 
Tag wird der Krieg brutaler und zer-
störerischer. Selbst das Schreckenssze-
nario einer weiteren Eskalation durch 
den Einsatz atomarer, biologischer 
oder chemischer Waffen ist nicht aus-
zuschließen. Auch in unserem Land ist 
nichts mehr wie es war. Der Krieg lässt 
viele nachts nicht mehr schlafen, Fa-
milien leiden, helfen den Flüchtlingen, 

gehen auf die Straße. Es gibt Entwick-
lungen, die auch in unserem Land die 
Menschen sehr belasten: 100 Milliarden 
Euro sollen für die Rüstung ausgege-
ben werden, das Leben für die meisten 
Familien wird teurer. Armut wird wach-
sen. Auch Rentenerhöhungen können 
das nicht abfangen. Vieles scheint ver-
wirrend. Es gibt von allen Seiten Propa-
ganda, keiner kann mehr durchblicken. 
Es entsteht Hass auf die „Russen“, der 
auf uns selbst zurückwirken wird. Man 
hat die Kriege und ihre Verursacher der 
letzten Jahrzehnte vergessen - auch 
hier starben Soldaten, Zivilisten, alte 
Menschen, Kinder.
Tagtäglich erreichen uns die schreck-
lichen Bilder und Nachrichten aus der 
Ukraine. Die Kriege, die teilweise seit 
Jahrzehnten in Afrika, im Nahen und 

Weltkrieg verhindern - Abrüstung jetzt

Wenn man einen Fuß in den Backofen 
steckt, und den anderen ins Tiefkühlfach, 
dann fühlt man sich im Durchschnitt ganz 
wohl. Nach diesem Motto sorgt die Kas-
senärztliche Vereinigung Hessen – in ih-
rem Geschäftsmodell der Mafia nicht un-
ähnlich – für die Verteilung von Arztsitzen.
Wer nämlich geglaubt hat, im Lande der 
„freien Marktwirtschaft“ könne sich ein Kas-
senarzt niederlassen, wo er gebraucht wird, 
der liegt falsch. Es gibt ein Genehmigungs-
verfahren, nach dem genauestens reguliert 
wird, ob eine Stadt noch einen weiteren 
Arzt braucht oder nicht. Das heimtückische 
daran: Es wird der Durchschnitt an Ärzten 
in einem „Mittelbereich“ zu Grunde gelegt, 

„Im Durchschnitt sind auch 
die Ärzte nur Durchschnitt“

Fortsetzung auf Seite 2

Mittleren Osten, in Südamerika und 
anderen Weltregionen wüten, schei-
nen weit weg. Und doch zeigt sich auch 
dort überall, wohin militärische Gewalt 
für die Zivilbevölkerung führt: in die 
humanitäre Katastrophe. Krieg und 
militärische Aggression dürfen niemals 
akzeptiertes Mittel der Politik sein.
Die Welt steht vor Aufgaben, die nur im 
Frieden gelöst werden können. Millio-
nen von Menschen sind auf der Flucht. 
Tod, Zerstörung, Flucht – das ist die 
fürchterliche Bilanz im Krieg. In der Uk-
raine und überall auf der Welt. In diesen 
Tagen des Jahres 2022 gibt es Krieg und 
wenig Antworten. Aber trotzdem muss 
es weitergehen. Beginnen wir, die Zeit 
nach diesen Kriegen vorzubereiten. Ar-
beiten wir für den Frieden. Bei uns und 
überall!

Ärztemangel in MöWa:
Neuerscheinung 
Aus aktuellem Anlass erschien
jetzt in der Reihe unserer  
„blickpunkt“- Veröffentlichungen 
„Krieg und Frieden“. 
Letzte Zeitzeugen schreiben aus 
ihrer Erinnerung über ihre Erlebnisse, 
über furchtbares Leid, Zerstörung und Hoffnung. 
Zahlreiche Fotos, Gedichte und Illustrationen machen die 
Veröffentlichung zu einem wichtigen Geschenk für die 
Nachkommenden.
Ein Aufruf für Frieden und Verständigung. 

Verkaufspreis 5,- Euro.
Erhältlich in den bekannten Verkaufsstellen 
und bei den Mitgliedern der DKP in Mörfelden-Walldorf
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der mehrere Städte umfasst. Unsere Stadt 
z. B. ist mit Rüsselsheim und dem gesamten 
Norden des Kreises Groß-Gerau zu einem 
Mittelbereich zusammengefasst. Was Fach-
ärzte betrifft, gilt sogar das gesamte Kreisge-
biet. Wenn in diesem Gebiet die Anzahl der 
niedergelassenen Ärzte und Fachärzte nach 
Ansicht der KVH ausreichend ist, kann sich 
kein weiterer Arzt oder Facharzt niederlas-
sen. Wenn nun aber, sagen wir, 10 Arztsitze 
für unser Gebiet als ausreichend angesehen 
werden, und in Rüsselsheim sitzen schon 8? 
Dann reichen 2 für Mörfelden-Walldorf aus 
– und schon stimmt der Durchschnitt. Und 
was machen die zwei Ärzte? Sie schreiben 
E-Mails wie diese (Name des Arztes ist der 
Redaktion bekannt): „Sehr geehrter Herr..., 
leider haben wir zu viele Patienten und so-
mit aktuell einen Aufnahmestopp. Es tut mir 
leid...  Mit freundlichen Grüßen…“.  Dann 
darf man sich (als Einwohner eines sg. „Mit-
telzentrums“, worauf unsere Lokalmatadore 
so stolz sind) in einer anderen Stadt einen 
Arzt suchen. Der schreibt dann auch eine 
schöne Mail (auch der Name dieses Arztes 
ist der Redaktion bekannt): „Guten Tag, wir 
haben unsere nächsten freien Termine erst 
wieder im Oktober frei (vormittags). Möch-
ten Sie einen Terminvorschlag erhalten? 
Mit freundlichen Grüßen“. Das Ganze nennt 
sich dann „ärztliche Überversorgung“, und 
die derzeitige Mehrheit in der Stadtverord-
netenversammlung hat kein Problem da-

mit, einen Antrag der DKP/LL abzulehnen, 
in dem die Förderung der Ansiedlung von 
Ärzten und Fachärzten in Mörfelden und 
Walldorf gefordert wird. 
Nun, das nimmt nicht wunder:  Wird doch 
unsere Stadt von einer Koalition regiert, bei 
der nicht viele Mitglieder Erfahrungen als 
Kassenpatienten haben. Die Grünen von 
heute sind die Erben des wohlsituierten 
deutschen Bildungsbürgertums, stellte der 
Historiker Paul Nolte schon am 19.11.2012 
in einem Interview mit dem Deutschland-
funk fest. Zitat: 
 „Sie sind auch eine Partei der Besserver-
dienenden (…). Das ist ganz eindeutig so, 
wobei man sagen muss, dass die Grünen 
auf beeindruckende Weise den Spagat 
halten zwischen einer Partei der Besser-
verdienenden, der hohen gesicherten 
Einkommen, des gehobenen Lebensstils, 
der sich auch den Biosupermarkt und vie-
le andere Attribute dieses Lebensstils gut 
leisten kann, und auch jüngeren Studen-
ten, Leuten, die weniger Geld verdienen. 
Das ist doch faszinierend, wie die Grünen 
auch diesen Spagat im Moment noch zu 
halten vermögen.“ 
Wohl auch deswegen geht ihnen augen-
scheinlich die ärztliche Versorgung arbei-
tender Menschen sonst wo vorbei. 

Unsere Überschrift stammt von Gerhard Kocher 

(*1939), Dr. rer. pol., Schweizer Politologe und 

Gesundheitsökonom.
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Aus der Stellungnahme 
der Verwaltung zu 
unserem Antrag:

Es ist daher nicht notwendig, dass jede 
Kommune selbst alle Fachrichtungen 
an Ärzten vorweist. Entscheidend ist 
vielmehr, dass innerhalb der Gebiete 
genügend Ärzte für alle Einwohner vor-
handen sind. Dies ist im Kreis Groß-Ger-
au der Fall. Im Umkehrschluss bedeutet 
das, dass Einwohner der Doppelstadt 
auch die medizinische Versorgung der 
Umlandkommunen in Anspruch neh-
men können.

Die Neuausweisung von Kassenarzt-
Sitzen durch die KVH ist ebenfalls an 
die regionale Quote gekoppelt. Wenn 
bereits zu viele Kassenarzt-Sitze in einer 
Region vorhanden sind, wird in dieser 
Fachrichtung kein weiterer Sitz zugelas-
sen. Dabei spielt es keine Rolle, ob alle 
Sitze nur in einer Stadt oder gleichmä-
ßig auf die verschiedenen Städte inner-
halb der Region verteilt sind.

 ANZEIGE

Theaterspielen?
Schauspielunterricht?
Prüfungsvorbereitungen?
Am Ort und kostenlos?

Interesse?
Tel. 06105/1385

Ein Schildbürgerstreich?
Der Wiener Kabarettist Helmut Qualtin-
ger schrieb einmal in einem Stück über 
die Wiener Verkehrsplanung: „Zuerst ma-
chen wir lauter Einbahnstraßen, die aus 
der Stadt herausführen. Und dann? Dann 
denken wir weiter.“
Von ähnlicher Qualität müssen wohl die 
Überlegungen der Stadtverwaltung ge-
wesen sein, als die auf die Idee kam, die 
Parkdauer auf dem Parkplatz am Bür-
gerhaus auf 5 Stunden zu begrenzen. 
Begründet wurde das damit, dass man 
für die Besucher der zahlreichen Veran-
staltungen im Bürgerhaus Parkraum frei-
halten müsse. (Von Restaurantbesuchern 
war nicht die Rede. Das ist schon lange 
geschlossen, war auch vorher selten ge-
öffnet, und es ist nicht abzusehen, wann 
wieder mal ein Pächter kommt). Dieser 

Parkplatz ist aber nicht nur der Parkplatz 
des Bürgerhauses. Er dient auch ande-
ren Zwecken. Zum Beispiel als Parkplatz 
für Eigentümer und Pächter von Garten-
grundstücken am Geräthsbach. Für viele 
ist er auch Ausgangspunkt von Waldspa-
ziergängen. Und nachts ist er die letzte 
Zuflucht der Anwohner der Blumenstraße 
und anderer Straßen, wenn sie spät von 
der Arbeit kommen und die Parkplätze am 
Straßenrand alle belegt sind. Sollen diese 
Einwohner jetzt eine Parkscheibe einstel-
len, und am Morgen, wenn sie zur Arbeit 
fahren, einen „Knollen“ vorfinden, weil sie 
sich erfrecht haben, länger als 5 Stunden 
zu schlafen? Oder sollen sie woanders 
parken? Wenn ja – wo denn bitte? Diese 
Schnapsidee mit der Parkzeitbegrenzung 
sollte schleunigst überdacht werden.
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Es gibt Wörter mit zwei Mehrzahlfor-
men. Bank - Bänke. Oder: Bank - Banken. 
Dann gibt‘s auch noch die Banker und 
die Bankerte - aber das ist eine andere 
Geschichte. Also bei der Bank hat man 
wohl im Duden in die falsche Zeile ge-
guckt: Den Banken hat man Milliarden 
in den Körperteil geschoben, mit dem 
man für gewöhnlich auf einer Bank sitzt. 
Die Bänke aber - weil sie im Duden in der 
anderen Zeile stehen - haben von die-
sem Geldsegen nichts abgekriegt. Zum 
Beispiel am Vitrollesring.
Als erstes eine vergammelte Bank, ohne 
Papierkorb. Dafür aber mit einem Rohr-
bogen. Ist der zum Pferde anbinden? 
Fahrrad geht da jedenfalls nicht, da 
verkratzt man die Lackierung - norma-
lerweise ist da so eine schwarze Gum-
mierung drauf. Aber nicht nur sind die 
Bänke vergammelt, auch Papierkörbe 
fehlen: Das merkt man bei der jährlich 
zweimaligen Müllsammelaktion. Als 
Ausgleich dafür ist auf dem Parkplatz 
„An den Nussbäumen“ alle fünf Meter 
an jeder Laterne einer. Dann halt immer 
wieder vergammelte Bänke auf dem 

Für Banken ist Geld da. Und für Bänke?
Weg an der Bertha entlang. Seltsamer-
weise dann mal zwei Bügel an brüchiger 
Bank, oder ein Papierkorb mit zwei Bü-
geln, aber dafür ganz ohne Bank.  
Gab‘s dafür zu Zieglers Zeiten nicht 
mal eine Spendenaktion? Der Deal war, 
dass die Stadt für einen Spendenbetrag 

(waren das nicht € 400 ?)  eine Bank hin-
stellt, bei selbst gewähltem Standort, 
mit Papierkorb und regelmäßiger Pfle-
ge. Da hat wohl mancher sein Geld um-
sonst ausgegeben. Denn nach „Pflege“ 
(laut Wörterbuch „Behandlung mit den 
erforderlichen Maßnahmen zur Erhal-
tung eines guten Zustands“) sieht das 
nicht gerade aus….
    

  K.I.

„Es ist mir immer merkwürdig vorge-
kommen, warum man gerade das Land 
besonders lieben soll, wo man die Steu-
ern zahlt?“ Das schrieb Bertolt Brecht 
während des zweiten Weltkriegs.  Worum 
geht es in Kriegen: Des Kaisers General-
stabschef Helmuth Graf von Moltke, der 
Jüngere, schrieb 1900:  „Auf das eigentlich 
treibende Motiv der ganzen Expedition 
muss man freilich nicht eingehen, denn 
wenn wir ganz ehrlich sein wollen, so ist es 
Geldgier, die uns bewogen hat, den gro-
ßen chinesischen Kuchen anzuschneiden. 
Wir wollen Geld verdienen, Eisenbahnen 
bauen, Bergwerke in Betrieb setzen, euro-
päische Kultur bringen, das heißt in einem 
Wort ausgedrückt: Geld verdienen.“  Der 
französische Sozialist Jean Jaures sagte 
1913, kurz vor dem ersten Weltkrieg:  „Der 
Kapitalismus trägt den Krieg in sich wie 
die Wolke den Regen.“ Er wurde wenige 

Tage vor Kriegsbeginn von einem Natio-
nalisten ermordet. „Die Dividenden stei-
gen – die Proletarier fallen!“ schrieb Rosa 
Luxemburg. Sie wurde 1919 erschlagen. 

„Der Krieg ist für die Reichen, der Mittel-
stand muss weichen, der Arbeiter stellt die 
Leichen!“ Das war ein Motto der oppositi-
onellen Arbeiter im ersten Weltkrieg: „Es 
braust ein Ruf wie Donnerhall In Frank-
furt sin die Kadoffel all, Kadoffel, Schinke, 
Worscht un Speck, des fresse uns die Rei-
sche weg….“ Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Nach den furchtbaren Erfahrungen 
zweier Weltkriege gab es in Deutschland 
einen breiten gesellschaftlichen Konsens: 
„Von deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen“. Viele Menschen hatten 
gehofft, mit dem Ende des Kalten Krieges 

Der 1. Mai in Mörfelden-Walldorf
Zum zweiten Mal in den Corona-Jahren gab es in Mörfelden-Walldorf keine 
Saalveranstaltung zum 1. Mai, sondern eine Schilderdemonstration des DGB-
Ortsverbandes.  Angesichts der Weltkriegsgefahr wird der 1. Mai zunehmend 
wieder als wichtiger Kampftag der arbeitenden Menschen gesehen. Der 
Ortsverbandsvorsitzende Erich Schaffner hielt am Mörfelder "Dalles", dem 
Endpunkt der Demonstration, ein Rede.  Wir drucken sie hier im Wortlaut ab.
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Wenn wir heute für alle Wohnungssu-
chenden eine Wohnung bereitstellen 
könnten, wäre es nicht so, daß in zehn 
Jahren wieder eine große Zahl von 
Menschen eine Wohnung suchten? 
Also halten Sie die Wohnungsfrage im 
Kapitalismus für lösbar?
Walter Schmitt: Wenn die Ballungsräume 
wachsen wird auch dort der Bedarf an 
Wohnungen wieder ansteigen - wegen 
der Arbeitsplätze. Der steigende Bedarf an 
Wohnungen ist nur in Ballungsräumen zu 
verzeichnen, nicht im gesamten Bundesge-
biet. In den sechziger Jahren standen einer 
Person 10 Quadratmeter zur Verfügung. Der 
bundesweite Schnitt für 2020 beziffert sich 
auf knapp 46 Quadratmeter pro Kopf. In Beu-
ren in der Eifel kommen auf jeden Bewohner 
75,2 m2 Wohnfläche, in Raunheim  sind es 
34,3 m2 pro Kopf. Wenn die Einwohnerzahl 
nicht wächst, ist es die Frage der Verteilung.

Was sagen Sie zu der Genehmigung 

eines riesigen Hochregallagers von Aldi 
im Mörfelder Osten? Wäre angesichts 
der drohenden Klimakatastrophe nicht 
eine Renaturierung des Geländes viel 
notwendiger?
Walter Schmitt: Dem Bau des Aldi-Hochre-
gals sollte nicht zugestimmt werden, es wäre 
ein massiges Gebäude, bald so hoch wie 
der Wasserturm. Es ist schon aus gestalteri-
schen Gründen abzulehnen, denn es würde 
durch seine Höhe weithin die noch freie 
Kulturlandschaft unschön beeinflussen. 
Der LKW-Verkehr würde zunehmen. Die 
Versorgung mit den alltäglichen Dingen 
ist in der BRD eher im Übermaß gesichert. 
Hier geht es der Firma Aldi nur darum, be-
triebliche Abläufe zu optimieren. Es geht um 
eine große Flächenversiegelung, die nicht 
vernünftig zu begründen ist. Aufforsten 
wäre vernünftiger!

Rhetorische Frage: Kann man die Le-
bensqualität in unserer Stadt unabhän-
gig von der Flughafenentwicklung und 
der Nachbarschaft der Firma Sehring 
sehen?
Walter Schmitt: Der Flughafen ist eine Be-
lastung für die Region. jetzt hat das zustän-
dige Ministerium endlich auch feststellen 
können, daß zum Beispiel die Feinstaub-
Belastung in Frankfurt ab 5 Uhr morgens 
ansteigt und nach dem Flugverbot ab 23 Uhr 
wieder sinkt. Nur weniger Flugbewegungen 
werden hier zu Verbesserungen führen. 
Die Firma Sehring zerstört Wald, direkte 
Beeinträchtigungen der Lebensqualität in 
Mörfelden-Walldorf sehe ich deshalb aber 
nicht. Eine Frage wäre, ist das Wasserwerk 
Walldorf betroffen? Die Aufforstungen der 

Firma Sehring haben auf die Zeitgenossen 
kaum eine positive Wirkung. Warum holt 
man Kies nicht aus unbewaldeten Flächen 
und forstet anschließend auf. Ein Moratori-
um für weitere Rodungen und anstehende 
Bauabschnitte halte ich für richtig, das sollte 
so lange gehen bis Wiederaufforstungen 
durchgeführt sind. Gibt es finanzielle 
Rücklagen für die rückständigen Renatu-
rierungsmaßnahmen?

Wie sehen Sie die Entwicklung des 
Einzelhandels?
Walter Schmitt: Der kleinteilige Einzelhandel 
ist in Mörfelden fast komplett verschwun-
den. In Walldorf ist das noch wesentlich 
besser. Liegt das an den Menschen in 
Walldorf? Der Online-Handel wird den 
kleinen Einzelhandel bis auf kleine Nischen 
im Fachhandel unmöglich machen. Die 
Kommunalpolitik kann hier nichts richten.

Was sagen Sie zu dem Ansatz der Grü-
nen, als Ausgleich für die Bodenver-
siegelung, z.B. durch Aldi, bestehende 
Wälder ökologisch aufzuwerten?
Walter Schmitt: Zur Bodenversiegelung gibt 
es keinen Ausgleich. Bebaute und versiegel-
te Grundstücksflächen sind aus ökologischer 
Sicht auf absehbare Zeit verloren.

Wie stehen Sie zu der Forderung, eine 
kommunale Wohnungsbau- und Ver-
waltungsgesellschaft einzurichten?
Walter Schmitt: Eine Wohnungsbau- und 
Verwaltungsgesellschaft ist möglichst zu 
schaffen. Zu fragen ist: sind genügend 
Bauvorhaben durchzuführen und Bauun-
terhaltung zu veranlassen? Bauträger und 
Investoren müssen herausgehalten werden.

Was läuft falsch in unserer Stadt?
Fragen an den Mörfelder Architekten Walter Schmitt

Die Fortsetzung dieser Reihe wird es in der Juliausgabe des „blickpunkt“ geben.
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sei endlich die Zeit gekommen für Frieden 
und umfassende Abrüstung. Diese Hoff-
nung hat sich nicht erfüllt. In vielen Län-
dern werden blutige Kriege geführt, die 
weltweiten Rüstungsausgaben erreichen 
immer neue Rekordhöhen. Das militäri-
sche Wettrüsten verschlingt immer neue, 
gigantische Ressourcen. Niemals zuvor 
wurde so viel Geld für Rüstung und Militär 
ausgegeben. „Frieden schaffen ohne Waf-
fen!“ Ist das alles vergessen? Wer meint, 
die Lieferung von schweren Waffen an 
eine Kriegspartei würde das Leid der Be-
troffenen mindern, sollte vielleicht auf den 
Papst hören, der die Erhöhung der Militär-
ausgaben für einen Irrsinn hält. Er schämt 
sich, daß einige Staaten zugesagt haben, 
zwei Prozent ihres Bruttoinlandsproduk-

tes für den Kauf von Waffen auszugeben.
Mit Krieg und Massenmord wird Geld 
verdient – viel Geld. Hier werden im wahr-
sten Sinne des Wortes Bombengeschäfte 
gemacht! Wenn Waffen aus Deutschland 
oder anderen Staaten in Kriegen einge-
setzt werden, werben die betreffenden 
Hersteller für ihre Mordwerkzeuge gerne 
mit dem Zusatz „im Einsatz erprobt“. Je-
der Mensch, der heute verhungert, wird 
ermordet, denn es ist Geld genug da, um 
Hunger und Armut für immer aus der 
Welt zu schaffen. Das reichste Prozent der 

Menschheit besitzt so viel wie die anderen 
99 Prozent. Die 62 reichsten Menschen 
besitzen so viel wie die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung. 62 Superreiche besit-
zen so viel wie 3,6 Milliarden Menschen! 
Die Aktien von Rheinmetall steigen, die 
Sektkorken knallen. Wer kann den Krieg 
beenden? Wer, wenn nicht wir? Die Lohn-
abhängigen haben kein Interesse an Krie-
gen. Sie sind die wichtigste Kraft, die Krie-
ge zu beenden: sie bauen die Waffen, sie 
werden ins „Feld“ geschickt, um dort die 
anderen Lohnabhängigen umzubringen. 
Wenn sie einig sind, sind sie stärker als 
alle Kriegstreiber. An dieser Einigkeit müs-
sen wir ab sofort arbeiten.  Wenn wir am 
nächsten ersten Mai noch leben, ziehen 
wir eine erste Bilanz.
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Rund 1.250 Kinder Ü3 und U3 sind in den 
Kindertagesstätten in Mörfelden und Wall-
dorf untergebracht. Weitere 250 (davon 
100 mit Anspruch bis Sommer 2022) ste-
hen auf der Warteliste. Das heißt, jedes 6. 
Kind bekommt keinen Platz – und das trotz 
eines Gesetzes, das jedem Kind das Recht 
auf einen KiTa-Platz einräumt. 250 Kinder 
– das sind 250 Familien oder Alleinerzie-
hende, die nicht wissen, wie sie den Spagat 
zwischen Job und Kind schaffen sollen. In 
vielen Fällen hängt ein  lebenswichtiger 
zweiter Job in der Familie von einem KiTa-
Platz ab. Er ist bitter nötig, um bei den ge-
genwärtigen Preisexplosionen halbwegs 
über die Runden zu kommen. Die Damen 
und Herren der grün-schwarzen Koalition 
in unseren Rathäusern können wortreich 
erklären, warum das so ist. Auch Landes- 
und Bundespolitiker können das. Und alle 
haben eines gemeinsam: Sie sind nicht 
schuld. Schuld sind immer die anderen. 
Man hat zwar genug Platz in unseren KiTas 
– aber keine Erziehrinnen und Erzieher. Wa-
rum? Es gibt zu wenige. Warum?  Es werden 
zu wenige ausgebildet. Warum? Das Land 
ist schuld. Das hilft aber den Eltern nicht 
weiter. Was tut die Stadtverwaltung, außer 
kunstvoll formulierte Ablehnungsschrei-
ben zu versenden? Es gibt zwei Hauptaus-
reden:  (1) „Ei, da können wir gar nichts 
machen“  (2) „Es war schon immer so, aber 
durch die ukrainischen Flüchtlinge ist es 
dieses Jahr halt noch schlimmer.“
Aber ist das wirklich so? Dagegen stehen 
Aussagen aus verschiedenen „privaten 
Trägern“, die bislang nur Kinder unter 3 
Jahren betreuen. Von dort hört man: „Wir 
würden gerne auch Ü3-Kinder nehmen. 
Das Raumangebot haben wir in Aussicht, 
und wir haben auch die Möglichkeit, so-
fort Erzieherinnen einzustellen. Aber uns 
wurde von der Stadt mitgeteilt, dass unser 
Angebot nicht nötig sei, die Stadt habe 
genug Plätze“. Wer hat hier recht? Das ist 
eine katastrophale und gesetzeswidrige 
Lage, die besonders arbeitende Menschen 
trifft, die keine „Besserverdiener“ sind. Wa-
rum geht als Antwort darauf nicht einmal 
ein Ruck durch die Verwaltung und die 
Amtsstuben von Bürgermeister und So-
zialdezernent?  Warum sucht man nicht 
nach bisher nicht begangenen Wegen?  
Bei der Umwandlung des Walldorfer Ba-
desees in eine „Badestelle“ hat man ein 
ungeheuer trick- und phantasiereiches 
„Modell“ gefunden, um dem zuständigen 

hasenfüßigen Amtsleiter die Angst zu 
nehmen, für irgendetwas verantwortlich 
zu sein. Können sich die gleichen listigen 
Köpfe vielleicht mal das KiTa-Problem 
vornehmen? Wendige Juristen haben im 
Auftrag der Stadtverwaltung herausge-
funden, dass die zahlreichen Flughafen-
bediensteten in der Stadtverordnetenver-
sammlung den Sitzungsraum nicht mehr 
wegen Befangenheit verlassen müssen, 
wenn Flughafenthemen auf der Tagesord-
nung stehen (obwohl das der § 25 HGO 
zwingend vorschreibt). Kann man diesel-
ben wendig-windigen Juristen nicht mal 
darauf ansetzen, einen Weg zu finden, wie 

die 250 Kinder auf der Warteliste zu ihrem 
nach  § 24 SGB VIII  verbrieften Recht auf 
ihren Kindergartenplatz kommen?
Die Bundesregierung hat einen Weg ge-
funden, an der Verfassung vorbei den 
Rüstungskonzernen 100 Milliarden Euro in 
den Körperteil zu blasen, auf dem die Ver-
waltung das Problem „aussitzt“. Davon ab-
gesehen, dass dieses Geld im Kindergar-
ten-  und Schulbereich besser aufgehoben 
wäre -  könnte die Stadtverwaltung sich 
nicht davon etwas abgucken und auch 
mal überlegen, wie man raffiniert und ge-
rissen Vorschriften umgeht, wenn man da-
mit den verzweifelten Eltern helfen kann?
„Geht nicht – gibt‘s nicht“ ist zu einem 
Sprichwort geworden. Kennt man das in 
den Rathäusern?  „Phantasie an die Macht“ 
war einmal eine Parole junger Leute. Aber 
Phantasie ist in unseren Rathäusern wohl  
ziemlich selten anzutreffen.   AJA

Ei, da kann man gar nichts machen...
Oder vielleicht doch?

250 fehlende Kindergartenplätze:

Wir lernen also: Kinder ab dem ersten vollendeten Lebensjahr haben einen Anspruch auf einen 
Platz in einer Kindertagesstätte. Das steht auf dem Papier, und jeder kann es auf der Home-
page der Stadt nachlesen. Aber jedes 6. Kind wird abgelehnt und kommt auf eine Warteliste.

Kindertageseinrichtungen (Tageseinrichtungen für Kinder) sind Kinderkrippen 
für Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres, Kindergärten für Kinder 
vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt, Kinderhorte für Kinder 
im Schulalter und altersübergreifende Tageseinrichtungen für Kinder, § 25 Hessi-
sches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB).
Tageseinrichtungen sollen die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, die Erziehung und 
Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen und den Eltern dabei helfen, 
Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander vereinbaren zu kön-
nen, § 22 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII).
Kinder ab dem ersten vollendeten Lebensjahr haben einen Anspruch auf früh-
kindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege, § 24 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII).

Auf der Website der Stadt steht zum Thema:

aus: www.moerfelden-walldorf.de

Am "Hinterausgang" des Mörfelder Waldfriedhofs an der Groß-Gerauer Straße parkten früher 
Laster auf dem Seitenstreifen, was allgemein als Ärgernis empfunden wurde. Die Stadtver-
waltung hat das mit einem absoluten Halteverbot zu unterbinden versucht - allerdings mit 
mageren Ergebnissen. Geparkt wird immer noch. Zudem hat man das "Kind mit dem Bade 
ausgeschüttet", denn jetzt müssen auch diejenigen hier mit einem "Knöllchen" rechnen, die 
Gräber pflegen und Erde, Pflanzgefäße oder Gerät zu entladen haben. Eine Einschränkung 
des Halteverbots ("Für Friedhofsbesucher: Be- und Entladen gestattet") wäre hier angebracht.

Friedhof Mörfelden: 
Ein Schild mehr, kein Problem weniger
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Fiona Beyermann reinigt das Denkmal der 
politisch Verfolgten aus Mörfelden, welches 
aus unerfindlichen Gründen auf dem soge-
nannten „Kirchplatz“ steht.

Die Zahl acht
Seit 8 Jahren herrscht Krieg in der Ukrai-
ne. Im Februar 2014 wurde der damalige 
Präsident Wiktor Janukowytsch von na-
tionalistischen und faschistischen Kräf-
ten in der Ukraine gestürzt. Dieser hatte 
zuvor einer Eingliederung der Ukraine in 
die EU zugestimmt, aber nur, wenn die-
se einen finanziellen Ausgleich für den 
drohenden Kollaps der ukrainischen In-
dustrie zahlen würde. Dem wurde nicht 
nachgekommen und Janukowytsch 
lehnte den Beitritt zur EU ab. Folge war 
der Sturz des Präsidenten und das mit 
medialer, diplomatischer und monetä-
rer Unterstützung der EU, USA und des 
deutschen Imperialismus. Dies führte 
dazu, dass die Regionen Luhansk und 
Donezk ihre Unabhängigkeit erklärten, 
woraufhin die ukrainische Regierung 
diesen Regionen den Krieg erklärte. Im 

Zuge dieses Konfliktes gründete sich 
auch die neofaschistische Kampfeinheit 
„Asow“, die, gemeinsam mit dem ukra-
inischen Militär, fortan die Bevölkerung 
der unabhängigen Regionen terrori-
sierte und später auch von der ukraini-
schen Regierung in deren Nationalgar-
de aufgenommen wurde. Ihre Ziele? 
Ein ethnisch reiner ukrainischer Staat. 
Hauptsächlich, aber nicht ausschließlich 
betroffen von Gewalt ist damit die rus-
sische Minderheit in der Ukraine. Einen 
vorläufigen Höhepunkt erreichte die 
Gewalt mit dem Angriff auf das Gewerk-
schaftshaus in Odessa am 2. Mai 2014, in 
welchem sich Gewerkschaftler vor den 
faschistischen Pogromen versteckten. 
Dieses wurde unter anderem von Ange-
hörigen des „Asow-Bataillons“ samt In-
sassen niedergebrannt. Insgesamt star-
ben dabei mindestens 42 Menschen. Mit 
der Anerkennung dieser Kampfeinheit 
und ihrem Bestreben zeigt die ukraini-

sche Regierung ihr wahres Gesicht. Dieses 
setzt sich auch in der aktuellen Politik der 
Ukraine fort: So wurden nach dem Putsch 
die russische Sprache als Amtssprache so-
wie die Kommunistische Partei verboten. 
Dass ca. 75% der ukrainischen Bevölke-
rung russisch sind oder Russisch als erste 
oder zweite Sprache zuhause lernen, wird 
dabei außer Acht gelassen. Die 8 Jahre 
Krieg im Donbass forderten insbesonde-
re auf Seiten der Volksrepubliken bereits 
über 13.000 Opfer, und das auch, weil die 
Ukraine seit Jahren durch die NATO und 
ihre Partner aufgerüstet wird. All das wird 
von der deutschen Regierung mitgetra-
gen und sogar beklatscht. 

Wir sagen dazu: Nicht mit uns! Stopp 
der Waffenlieferungen, Stopp der 
Auslandseinsätze der Bundeswehr, 
Deutschland raus aus der NATO, keine 
NATO-Osterweiterung.

Vor 77 Jahren wurde Deutschland vor 
allem durch die tapferen Soldaten der 
Roten Armee vom Faschismus befreit. 
Im Angesicht des wieder aufkeimenden 
Anti-Slawischen Rassismus, der Wahl 
offen rassistischer Parteien wie der AfD 
in den Bundestag, und der unbesonne-
nen und unverhältnismäßigen Aufrüs-
tung Deutschlands durch die Ampel-
Koalition in den vergangenen Wochen, 
ist es umso wichtiger, an diesen Tag zu 
erinnern. Denn wir befinden uns erneut 
im Krieg. Trotz aller Schutzbehauptun-
gen sind wir als Ausbilder von Soldaten 
und Lieferant von Waffen Kriegspartei. 
Die Erinnerung an die fatalen Konse-
quenzen der Weltkriege scheinen alle 
zu verdrängen, vor allem die Politiker 
der BRD. Deshalb veranstaltete die SDAJ 
am Sonntag, den 8. Mai ein Gespräch 
mit Magistratsmitglied Alfred J. Arndt 
an einem Denkmal für die in unserer 
Stadt während der Zeit des deutschen 
Faschismus politisch Verfolgten.  Hier 
wurden die Geschichten von Kommu-

nisten und Arbeitern abgedruckt, die für 
ihre politische Einstellung in Arbeitslager 
gesteckt, gefoltert und gedemütigt wur-
den. Arndt erzählte deren Geschichten 
eindrucksvoll nach und stellte dar, wa-
rum Mörfelden-Walldorf schon immer 
eine Hochburg der Arbeiterkultur und 
der fortschrittlichen Ideen war. Zum 
Schluss der Veranstaltung wurde das 
Denkmal von uns gereinigt.

8. Mai - Tag der Befreiung

Hier sehen wir Alfred J. Arndt beim traditi-
onellen Schweigemarsch am 4. Mai in Wa-
geningen. Dabei werden am "Levenspoort", 
dem Denkmal für die 72 Wageninger Juden, 
die von den Nazis umgebracht wurden, nach 
jüdischem Brauch kleine Steinchen abgelegt.
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Das Thema ärztliche Versorgung 
in unserer Stadt, besser gesagt 
der Ärztemangel, beschäftigt 
uns immer wieder. Aktuell fehlt 
in Mörfelden ein Frauenarzt. Die 
Situation bei Kinderärzten und 
Augenarzt ist angespannt.

Ebenso sieht es im Bereich Ergo-
therapie und Logopädie aus.
Besonders die Situation in unse-
rer Doppelstadt mit nur einem 
Frauenarzt ist besorgniserre-
gend. Viele Frauen müssen in 
umliegenden Kommunen einen 
Arzt finden und dies ist nicht un-
bedingt einfach.

Viele Ärzte in unserer Stadt und 
im Kreis scheiden altersbedingt 
aus. Da ist es heute nur zu wichtig, 
für die Zukunft Vorsorge zu tref-
fen und aktiv zu werden. Wie die 
ärztliche Situation vor Ort aussieht 
darf man nicht alleine der Kassen-
ärztlichen Vereinigung überlas-
sen. Hier hat die Kommunalpolitik 
auch eine Verpflichtung.

Daher unser Antrag auf ein eige-
nes, städtisches Förderprogramm 
zur Ansiedlung neuer Ärzte in un-
serer Stadt. Dieses Programm hat 
uns in den letzten Jahren geholfen 
und wir konnten neue Ärzte für 
Mörfelden-Walldorf gewinnen.

Für die Fraktion 
der DKP/LL im 

Stadtparlament sagte 
Dietmar Treber:

Die Gesundheitsversorgung in unserer Stadt

Ein guter Neustart?

Wie der Neustart wird, hängt auch 
von den Außenbedingungen ab. Zu 
nehmend gibt es in der ärztlichen 
Versorgung Privatisierung und die 
Tendenz, möglichst hohe Renditen zu 
erzielen. Private Investoren und die 
Verbindung mit Kliniken nehmen ei-
nen wachsenden Raum ein. Das inter-
nationale Kapital verspricht Renditen 
bis zu zehn Prozent.
Viele Arztpraxen fungieren jetzt als 
„Medizinische Versorgungszentren“. 
Hier können Ärztinnen und Ärzte, 
selbständig oder angestellt, in Voll- 
zeit oder Teilzeit, mit nichtärztlichen 
Heilberufen zusammenarbeiten. Es 
gibt dabei außerordentlich lukrati-
ve Sparten. Bekannt wurde kürzlich, 
dass 150 Augenarzt-Praxen in ganz 
Deutschland allein von einem Kon-
zern betrieben werden. Die Investo-
ren suchen sich die lukrativen Spar-
ten aus, also Augenheilkunde und 
Orthopädie, wo inzwischen schon ein 
Fünftel der ambulant tätigen Ärzte 
arbeiten. Jetzt haben wir also die Me-
dizin als profitables Geschäftsmodell. 
Das Kapital „jagt“ um die Welt.

Man kann es auch im Städtebau er-
leben. Über Nacht explodieren die 
Preise. Wer als „Normalverdiener“ 

eine preiswerte Wohnung sucht, wird 
keine finden. 

Im Gesundheitswesen ist die „Priva-
tisierung“ seit Jahren auf dem Vor-
marsch. Das ist auch im Bildungswesen 
zu erkennen, wo sich gewinnorien-
tierte Universitäten und Privatschu-
len ausgebreitet haben. (Bald wird es 
auch bei uns mehr privatwirtschaftlich 
geführte Gefängnisse geben.) Wenn 
schnell Gewinne erzielt werden sollen, 
geht das oft über eine Verschlechte-
rung der Bezahlung, der Arbeitszeiten 
und der Personalplanung. Im priva-
tisierten Gesundheitswesen werden 
mit Sicherheit profitable Methoden 
zunehmen. Wenn Medizin als profi-
tables Geschäftsmodell gilt, wird der 
Gewinn wichtiger als die Qualität der 
Versorgung.  

Oder, um es noch einmal mit Marx 
und Engels zu sagen:

„Die Bourgeoisie hat alle bisher 
ehrwürdigen und mit frommer 
Scheu betrachteten Tätigkeiten 
ihres Heiligenscheins entkleidet. 
Sie hat den Arzt, den Juristen, den 
Pfaffen, den Poeten, den Mann 
der Wissenschaft in ihre bezahl-
ten Lohnarbeiter verwandelt.“

Die Kommunalpolitiker haben die 
Aufgabe dafür zu sorgen, dass die 
ärztliche Versorgung gesichert ist. Es 
müssen genug Ärzte und Ärztinnen 
der angesprochenen Fachrichtungen 
vertreten sein. Mit einer Gesund-
heitskommission oder einer ähnli-
chen Einrichtung muss der ständige 
Austausch mit den Gesundheitsein-
richtungen gewährleistet werden.
Gleichzeitig ist es gut, wenn sich alle 
Beteiligten mit den Hintergründen 
der Entwicklung, den Risiken und 
Problemen vertraut machen.

Die ärztliche Versorgung ist für die DKP seit vielen Jahren ein 
Hauptthema. Jahrelang machten wir schon Vorschläge. Das 
alte Ärztehaus wurde auf Initiative der damaligen DKP-Frakti-
on errichtet. Es war ein Fortschritt.
Der Neubau neben dem alten Gebäude bietet Platz für 6 ärztli-
che Praxen. Wer einzieht, ist noch nicht abschließend bekannt. 
Wichtig: Neben den Allgemeinmediziner*innen sind sicher 
auch Fachpraxen für Frauen und Kinder oder eine orthopädi-
sche Fachpraxis bitter nötig.
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„Le Grand Chemin“ – der „Große 
Weg“ hieß diese Straße bei der 
Gründung Walldorfs durch 14 
Waldenserfamilien anno 1699. Aus 
dem Weg wurde mit der Zeit eine Straße, 
und aus „groß“ wurde „lang“ – und so heißt 
die Straße bis heute „Langstraße“. Die von 
der Landesregierung verfügte Fusion Wall-
dorfs mit Mörfelden 1976 konnte an dem 
Namen nichts ändern. Stattdessen wurde 
die Mörfelder Langstraße in Langgasse 
umbenannt.

Die Walldorfer Langstraße blieb bestehen. 
Unser rechtes Bild zeigt eine Straßenszene 
aus den siebziger Jahren, das linke wurde 
kurz vor dem Druck dieser Ausgabe des 
„blickpunkt“ aufgenommen. Vieles hat sich 
verändert in diesem halben Jahrhundert. 
An die Bäckerei Jourdan auf der rechten 
Straßenseite erinnert heute nur noch das 
Ladenschild. Den Bäckerladen selbst gibt 
es nicht mehr. An der Seite des Hauses ist 
heute eine Platte angebracht. Sie zeigt das 
Jourdan‘sche Familienwappen und weist 
auf das Jahr 1828 hin, in dem die Bäckerei 
gegründet wurde. Das Markenzeichen der 
Henninger-Brauerei (die es auch nicht mehr gibt) weist auf ein beliebtes Wirtshaus hin, den Waldenserhof, der nach 
einigen Pächterwechseln heute nicht mehr besteht. Er ist heute ein städtischer Treffpunkt, der dazu dienen soll, den 
Zusammenhalt von Menschen unterschiedlicher Herkunft zu befördern. Das Gebäude links neben dem Waldenserhof 
steht nicht mehr. Auch andere Geschäfte in der Langstraße sind verschwunden. Allgemein wird heute das Fehlen von 
Einkaufsmöglichkeiten in den Innenstädten beklagt. Die Stadt arbeitet gerade an einem Einzelhandelskonzept und 
dem Entwicklungskonzept „Waldenser Mitte“. Es bleibt abzuwarten, was dabei herauskommt.

Unser Lexikon

Schbrisch
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Ihr Leit, kaaft 
Kämm, es kumme 

lausische Zeite.

Mehr Infos:

Instagram.com/dkpmoewa

facebook.com/DKPLinkeListe

dkp-mw.de

youtube.com/sdajtv

Gleis 4 - der Jugendtreff im KuBa am 17.06. um 18:00 Uhr
Die Pandemie hat uns allen gezeigt, wie wichtig es ist, soziale Kontakte zu
pflegen. Deshalb wollen wir mit gutem Beispiel voran gehen.
Der Kulturbahnhof ist nämlich der perfekte Ort dafür, ganz zwanglos, 
jeden dritten Freitag im Monat. 
Schnappt euch eure Freund:innen und kommt vorbei! 
…oder ihr sagt uns, was eurer Meinung nach im KuBa abgehen sollte und plant den nächsten 
Abend mit uns zusammen.

Stadtgeschichten


